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Wird ein Zwangsverwaltungsverfahren uneingeschränkt 
aufgehoben, erlöschen die Rechte von Grundpfand-
gläubigern an dem Erlösüberschuss, der noch vom vor-
maligen Zwangsverwalter verwaltet wird. Geschieht die 
Aufhebung im Verlauf eines Insolvenzverfahrens, so ist 
die Pfändung des Anspruchs der Insolvenzmasse gegen 
den vormaligen Zwangsverwalter auf Auskehrung des 
Erlösüberschusses auch für Grundpfandgläubiger unzu-
lässig.  
 
BGH, Urteil vom 10. 10. 2013 – IX ZB 197/11 = 
BeckRS 2013, 18837 
 
Die Vollstreckungsgläubigerin ließ wegen einer Teilfor-
derung von EUR 100.000 nebst Kosten und Zinen durch 
Beschluss vom 07.05.2010 die Forderungen der 
Schuldnerinnen zu 1 und 2 gegen den vormaligen 
Zwangsverwalter ihrer Grundstücke pfänden. Das 
Zwangsverwaltungsverfahren war infolge der Antrags-
rücknahme der Vollstreckungsgläubigerin aufgehoben 
worden. Der Aufhebungsbeschluss war den Beteiligten 
am 04./5.02.2010 zugestellt worden. Die Schuldnerin zu 
1 ist die Verwalterin in dem am 14.03.2007 eröffneten 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Grund-
stückseigentümerin. Auf ihre Erinnerung hob das Amts-
gericht die angeordnete Pfändung insgesamt wieder 
auf. Die dagegen gerichtete Beschwerde hat keinen 
Erfolg. 
 
Die Vollstreckungsgläubigerin hat den Antrag auf 
Zwangsverwaltung uneingeschränkt zurückgenommen. 
Der vormalige Zwangsverwalter und Pfändungsdritt-
schuldner durfte daher die vorhandene Zwangsverwal-
tungsmasse nur noch abwickeln. Eine gleichwohl zuläs-
sige Pfändung des Anspruchs der Insolvenzverwalterin 
auf Erlösauskehr gegen den Zwangsverwalter nach 
uneingeschränkter Aufhebung der Zwangsverwaltung 

würde die Gefahr heraufbeschwören, dass die Insol-
venzmasse entgegen §§ 155 I, 156 I ZVG um die noch 
nicht berichtigten öffentlichen Lasten und laufenden 
Kosten des Grundstücks während der Zwangsverwal-
tungsdauer geschmälert würde. Es besteht deshalb kein 
Anlass, von dem Grundsatz abzurücken, dass nach 
Verfahrenseröffnung über das Vermögen des Schuld-
ners die Pfändung mithaftender Mieten oder Pachten 
durch absonderungsberechtigte Grundpfandgläubiger 
nicht mehr zulässig ist. Das gilt auch dann, wenn diese 
Erträge zuvor von einem Zwangsverwalter eingezogen 
worden sind, infolge der Aufhebung der Zwangsverwal-
tung nunmehr uneingeschränkt der Insolvenzmasse 
zustehen und in diesen Herausgabeanspruch des Insol-
venzverwalters vollstreckt werden soll. Nicht richtig ist 
die Annahme, dass trotz Aufhebung der Zwangsverwal-
tung Grundstücksnutzungen weiter mit den dinglichen 
Rechten der Grundpfandgläubiger behaftet seien, so-
lange sie sich noch in der Hand des Zwangsverwalters 
befinden. Wird Miete eingezogen, bevor sie zugunsten 
des Grundpfandgläubigers in Beschlag genommen wor-
den ist, so ist die Verfügung ihm gegenüber nach § 
1124 I 1 BGB wirksam. Die Erstreckung des Grund-
pfandrechts auf diese erlischt, § 1123 I BGB. Ist die 
Beschlagnahme bewirkt worden, setzt sich das nach § 
1123 I BGB erstreckte Grundpfandrecht im Wege der 
Surrogation an dem eingezogenen Erlös nach Maßgabe 
der §§ 155, 156 ZVG fort. Ist die Zwangsverwaltung 
infolge Antragsrücknahme indes vorbehaltlos aufgeho-
ben worden, wird der noch vorhandene Erlösüberschuss 
für den Eigentümer des bisher zwangsverwalteten 
Grundbesitzes frei. Die hypothekarische Pfandhaft des 
Erlöses zugunsten der beteiligten Verfahrensgläubiger 
erlischt ebenso wie ein Pfändungspfandrecht nach Auf-
hebung der Pfändungsanordnung. Der Vollstreckungs-
gläubigerin stand hiernach zur Zeit ihrer Pfändung des 
Herausgabeanspruchs der Insolvenzverwalterin gegen 
den vormaligen Zwangsverwalter auf den Erlösüber-
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schuss weder an diesem Anspruch selbst noch an des-
sen Gegenstand ein Recht zur abgesonderten Befriedi-
gung gemäß § 49 InsO zu. Die Forderungspfändung 
sollte ein solches Recht erst begründen. Dem stand § 
89 I InsO entgegen.  
 

Praxishinweis 

 
Der Senat hält an seiner Rechtsprechung fest, wonach 
Grundpfandgläubiger nach Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens ihr Absonderungsrecht ausschließlich nach § 49 
InsO im Zwangsverwaltungsverfahren geltend machen 
können. Hierbei versäumt der Senat nicht, Vollstre-

ckungsgläubigern für den Fall der Aufhebung eines zu-
vor bestehenden Zwangsverwaltungsverfahrens eine 
Handlungsempfehlung mit auf den Weg zu geben. Um 
entsprechende Sicherungsrechte auch in der Insolvenz 
des Schuldners zu behalten, darf die Aufhebung des 
Zwangsverwaltungsverfahrens nur mit Wirkung für die 
Zukunft und unter Vorbehalt des durch die Beschlag-
nahme bereits entstandenen Erlöspfandrechts beantragt 
werden.  
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